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Ein neuer Anlauf

Die gewerkschaftliche Initiative „Bun-

desregelungen für die Weiterbildung“

hat zu Beginn des Jahres 2000 erst-

mals ihre Vorschläge zur Gestaltung

eines zukunftsfähigen Weiterbildungs-

systems in Deutschland vorgestellt.

Unsere Ideen schienen uns geeignet,

die immer deutlicher werdende Lücke

zwischen den wachsenden Weitebil-

dungsanforderungen und der Weiter-

bildungsrealität zu schließen. Acht

Jahre später, nach zwei hochtrabenden,

aber nicht eingelösten Koalitionsver-

einbarungen deutscher Bundesregie-

rungen zum Ausbau der Weiterbil-

dung sowie einer bildungsfeindlichen

Föderalismusreform, stellen wir fest,

dass Deutschland im internationalen

Vergleich eine beschämend nachran-

gige Position einnimmt. Weiterbildung

verschärft die soziale Selektion. Das

System ist finanziell und konzeptionell

nicht zukunftsfähig und wird zur Inno-

vations- und Wachstumsbremse.

Die gewerkschaftliche Initiative meldet

sich aus diesen Gründen erneut zu

Wort. Wir fordern die Bundesregie-

rung und den deutschen Bundestag

auf, Bundesregelungen für die Ent-

wicklung eines leistungsfähigen Wei-

terbildungssystems zu beschließen. 

Wir sind der Auffassung, dass ein Bun-

desgesetz ein möglicher und gangbarer

Schritt ist für eine dringend erforderli-

che öffentliche Weiterbildungspolitik,

die die Weiterbildungslandschaft aktiv

gestaltet, statt alles dem Markt zu

überlassen. Für lebenslanges Lernen

als selbstverständlichen und kalkulier-

baren Teil von Biografien fehlen nach

wie vor institutionelle, finanzielle, zeit-

liche und organisatorische Vorausset-

zungen. Zukunftsweisend ist deshalb

nur ein Gesamtkonzept, das ein Recht

auf Weiterbildung sichert, Lernzeitan-

sprüche sowie ausreichende Finanzie-

rung, Beratung und Qualität vorsieht

und das geeignet ist, mehr Verbindlich-

keit, Verlässlichkeit und Planungssicher-

heit für alle Beteiligten herzustellen.

Ein neues solidarisches Weiterbildungs-

system, das sich an Prinzipien der

Gerechtigkeit und Chancengleichheit

orientiert, kann die Weiterbildung für

alle umfassend verbessern. 

Bundesregelungen für die Weiterbil-

dung müssen auch als gesellschaftliche

und wirtschaftliche Investitionen in die

Zukunft unseres Landes verstanden

werden: Sie sind unverzichtbarer Teil

einer neuen Weiterbildungskultur und

eines nationalen Weiterbildungsplans

mit dem Ziel, die Weiterbildung in

Deutschland gemeinsam mit der Vor-

schul-, Schul- und Hochschulbildung

in die Spitzengruppe der europäischen

Bildungsgesellschaften zu bringen.

Länder wie Frankreich, Dänemark,

Schweden und die Schweiz zeigen,

wie durch mehr öffentliche Verantwor-

tung tatsächlich Impulse gesetzt wer-

den können.

Für die gewerkschaftliche Initiative

gibt es ein breites Bündnis: Sie wird

unterstützt von zahlreichen Persönlich-

keiten aus Wissenschaft, Politik, Ver-

waltung, Weiterbildungsträgern und

Gewerkschaften.
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I .  Handlungsdruck weiter  gest iegen

Kaum ein anderes gesellschafts- und

wirtschaftspolitisches Ziel findet einen

so breiten gesellschaftlichen Konsens

wie die Forderung, Weiterbildung aus-

zubauen. Unbestritten ist ihre wach-

sende Bedeutung für Innovation und

die Verbesserung der Wettbewerbsfä-

higkeit. Angesichts des Wandels von

der Industriegesellschaft zur Dienstleis-

tungs- und Wissensgesellschaft und

auch des gravierenden Alterungspro-

zesses werden ausreichende Qualifi -

kationen sowie die Bereitschaft der

Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-

mer, umzulernen und neu zu lernen,

ein elementarer Standortvorteil hoch

entwickelter Ökonomien.

Was für Wirtschaft und Gesellschaft

gilt, gilt auch für die Chancen des Ein-

zelnen. Weiterbildung wird für die

Arbeits- und Lebensbedingungen vie-

ler Menschen immer wichtiger. Immer

mehr entscheidet sie mit über die

Sicherheit des Arbeitsplatzes, über Ein-

kommenserhalt und -verbesserung,

berufliche und persönliche Entwick-

lungsmöglichkeiten, Mitbestimmungs-

chancen bei der Gestaltung der

Arbeit, Erwerbschancen bei Arbeits -

losigkeit und damit auch über den

gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Die Diagnose zum Zustand des Systems

zeigt aber unabweisbar: Es gibt eine

wachsende Diskrepanz zwischen Anfor-

derungen und Umsetzung. Es besteht

dringender Handlungsbedarf und die

Notwendigkeit, umzusteuern.

Defizite in der Weiterbildung
haben sich verstärkt

Unterversorgung mit Angeboten, ver-

stärkte soziale Selektivität, gravierende

Qualitätsprobleme und hohe Intrans-

parenz gefährden den individuellen

und gesellschaftlichen Nutzen von

Lernbemühungen.

Nur jeder dritte Erwachsene in Deutsch-

land wird von Weiterbildungsangebo-

ten erreicht. Immer noch verstärken

die bestehenden Strukturen des Bil-

dungs- und Weiterbildungssystems 

die soziale Auslese. Je besser z.B. die

schulische Vorbildung, umso ausge-

prägter ist die Weiterbildungsbeteili-

gung. Von den Personen mit niedriger

Schulbildung nehmen – nach dem

Berichtssystem Weiterbildung von

2007 – nur 30 % an Weiterbildung

teil, mit Abitur 58%.

Der aktuelle Erwerbsstatus einer Per-

son hat einen deutlichen Einfluss auf

das Weiterbildungsverhalten. Die

Weiterbildungsbeteiligung von Arbei-

tern lag 2007 bei 34%, die der Ange-

stellten demgegenüber bei 54%.

Teilzeitbeschäftigte nehmen deutlich

seltener an Weiterbildung teil. Noch

erheblich geringer sind die Weiter -

bildungschancen bei geringfügiger

Beschäftigung. 

Personen mit Migrationshintergrund

nehmen ebenfalls deutlich weniger 

an Weiterbildung teil. 2007 betrug die

Weiterbildungsbeteiligung von Deut-

schen mit Migrationshintergrund

34%, die Weiterbildungsbeteiligung

von Deutschen ohne Migrationshinter-

grund 44%.

Ganz offensichtlich setzt sich also die

generelle Selektion im Bildungssystem

auch in der Weiterbildung fort.

Im internationalen Vergleich nimmt

Deutschland eine beschämend nach-
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rangige Position ein. Nehmen wir die

Angaben der OECD zur Grundlage –

die strengere Maßstäbe an die statis -

tische Erfassung von Weiterbildungs-

maßnahmen anlegt als das deutsche

Berichtssystem Weiterbildung – 

so haben 2006 nur 12% der 25- bis

64-jährigen Deutschen an Weiterbil-

dung teilgenommen, während es im

OECD-Mittel 18% waren. 

Der Staat und die Unternehmen tun

zu wenig für die Weiterbildung. Auch

die Gewerkschaften können im Rah-

men von Tarifverträgen und Betriebs-

vereinbarungen allein das Thema nicht

im erforderlichen Ausmaß voranbrin-

gen. Nach der europäischen Weiterbil-

dungserhebung CVTS3 (Continuing

Vocational Training Survey) belegt

Deutschland bei der betrieblichen

Weiterbildung weiterhin nur einen

Platz im Mittelfeld – bei wichtigen

Kennziffern sind Rückgänge zu ver-

zeichnen. Die Teilnahmequote lag

2005 bei 30%, wobei sich die Quote

im Vergleich zu 1999 sogar um zwei

Prozentpunkte verschlechtert hatte.

Rahmenbedingungen haben
sich verändert

Der Fortfall der gemeinsam getrage-

nen Institutionen wie der Bund-Län-

der-Kommission für Bildungsplanung

und Forschungsförderung, der weitge-

hende Verzicht auf abgestimmtes

Handeln zwischen Bund und Ländern

in der Bildungsplanung, der Wegfall

von Bund-Länder-Modellversuchen,

die geplante ersatzlose Streichung des

Hochschulrahmengesetzes – alles Fol-

gen der Föderalismusreform I – haben

der Bildung insgesamt, speziell aber

auch der Weiterbildung geschadet. In

die Lücke, welche der Bund gelassen

hat, sind die Länder nicht eingesprun-

gen, sie haben ihre Bildungsausgaben

in den letzten Jahren in unverantwort-

licher Weise zurückgefahren. Das

zögerliche Verhalten der Länder in der

Frage der Finanzierung von Kinderkrip-

pen ist Beleg genug. Entgegen der

Zielsetzung der Föderalismusreform I

musste der Bund einspringen, um das

Ziel einer besseren Betreuung der Kin-

der zu finanzieren. Das Hauptproblem

liegt darin, dass die Bildungsausgaben

ganz überwiegend Länderausgaben

sind. 16 separate Finanzierungsmo-

delle für jedes Bundesland bedeuten

Unübersichtlichkeit und übermäßige

Bürokratie. Eine Gesetzgebungszu-

ständigkeit des Bundes für die allge-

meine Bildung scheitert nach den

Ergebnissen der Föderalismusreform I.

Hier muss die Föderalismusreform II

Abhilfe schaffen.

Allerdings gehen die Meinungen über

die richtige Strategie und die besten

Maßnahmen weit auseinander. Da hilft

ein Blick in unsere jüngere Geschichte.

1969 war wegen der offenkundigen

Fehlentwicklungen und der Reform-

rückständigkeit im Bildungswesen die

Gemeinschaftsfinanzierung des Bundes

und der Länder im Bildungsbereich

(Art. 104 b GG) und die gemeinsame

Bildungsplanung (Art. 91 b GG) von

der damaligen Großen Koalition in das

Grundgesetz aufgenommen worden.

Beide Instrumente sind mit der Föde-

ralismusreform I 2006 rückgängig

gemacht worden. Und dies in einer

Situation, in der unser Bildungswesen

dringend der Reform bedarf und

erheblich mehr Finanzmittel aufgewen-

det werden müssen. Das Kooperations-
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verbot in Art. 104 b GG, das durch die

Föderalismusreform I eingeführt wurde,

ist zu rigide und wird in der Praxis

unterlaufen, wie sich an der Diskussion

um die Verfassungsmäßigkeit der

Finanzierung zusätzlicher Plätze in Kin-

derkrippen durch den Bund zeigt. Es

verhindert insbesondere auch die Wei-

terführung der sehr erfolgreichen, vom

Bund und den Ländern gemeinsam

durchgeführten Modellversuche, die

eine Chance boten, das veraltete und

verkrustete deutsche Bildungswesen zu

modernisieren und zu flexibilisieren. 

Ungünstige Rahmenbedingungen

müssen nicht hingenommen werden.

Sie sind veränderbar. Bildungspoliti-

sches Ziel muss sein, die notwendigen

Ausgaben für Kindergarten, Schule,

Hochschule und Weiterbildung auf

Dauer zu sichern und zu steigern.

Auch für Investitionen, die in die aus-

schließliche Gesetzgebungskompetenz

der Länder fallen, sollte durch eine

Änderung von Art. 104 b GG sicher-

gestellt werden, dass Finanzhilfen des

Bundes möglich sind. Unverzichtbar

sind Maßnahmen, die sicherstellen,

dass die Bedingungen für die Teil-

nahme an Weiterbildungsmaßnahmen

in den Bundesländern nicht mehr so

stark wie bisher auseinanderklaffen,

auch wenn sie notfalls eine Änderung

des Grundgesetzes im Rahmen der

Föderalismusreform II erforderlich

machen.

Bereits jetzt hat der Staat, in diesem Fall

die Bundesebene, mit Artikel 74 Nr. 11

GG konkrete rechtliche Ansatzpunkte,

um die Weiterbildung umfassend zu

etablieren. Es gibt nach der Rechtspre-
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chung des Bundesverfassungsgerichts

ein Teilhaberecht an Weiterbildung, das

allerdings unter dem Vorbehalt des

Möglichen steht. Das bedeutet: Ein rei-

cher Staat wie der unsrige muss mehr

unternehmen, um die Teilhabe der

erwachsenen Bevölkerung an Weiter -

bildung sicherzustellen, als dies zurzeit

geschieht. Andere Staaten, die in der

OECD-Erhebung weit vor uns liegen,

zeigen, wie es geht. In diesen Ländern

ist es gelungen, den Einzelnen besser

als bisher zu befähigen, Lebensrisiken,

insbesondere am Arbeitsmarkt, zu

bewältigen. Zu diesen Risiken zählen

insbesondere Arbeitslosigkeit und der

Verfall beruflicher Kompetenz.

Zunehmend greift die Politik der EU-

Bürokratie direkt in die nationalen

Weiterbildungssysteme ein: durch den

Lissabon-Prozess, den Europäischen

Qualifikationsrahmen (EQF), aber auch

durch die einzelnen Programme wer-

den Vorgaben durch Koordinierung

geschaffen. Soweit diese Vorgaben

über eine bloße Koordinierung hinaus-

gehen und auf eine Lenkung in eine

bestimmte Richtung abzielen, gibt es

hierfür keine Kompetenzgrundlage im

EG-Vertrag. Insbesondere darf die EU-

Kommission nicht auf eine Privatisie-

rung der Weiterbildung in Bereichen

hinarbeiten, in denen sie wie z.B. im

deutschen Volkshochschulbereich

öffentlich organisiert ist.

Zwar haben die europäischen Verträge

die Bildungssysteme ausdrücklich von

der Harmonisierung ausgenommen.

Dieses Harmonisierungs-Verbot wird

aber von der EU-Politik immer häufiger

unterlaufen, indem die gewünschte

engere Zusammenarbeit der Länder im

Bildungswesen zu kleinen Harmonisie-

rungsschritten missbraucht wird. Mit

der „Methode der offenen Koordinie-

rung“, d.h. mithilfe gemeinsamer Pro-

gramme im Bildungsbereich, versucht

die EU-Kommission, eine Gleichwertig-

keit der Abschlüsse und damit indirekt

auch eine Gemeinsamkeit der Systeme

herzustellen. Zahlreiche Förderpro-

gramme (Sokrates, Leonardo, die

Gemeinschaftsinitiative Equal) und

langfristige Entwicklungsprozesse

(Bologna-Prozess für die Hochschulen,

Lissabon-Prozess für die berufliche Bil-

dung), die prinzipiell zu begrüßen sind,

weil sie die notwendige Zusammenar-

beit im Bildungswesen trotz unter-

schiedlicher Systeme fördern, sind also

faktisch wirksame Umsetzungsstrate-

gien, die für die nationalen Bildungs-

systeme nicht nur immer wichtiger,

sondern teilweise auch riskant werden.

Weiterbildung wird 
auf den Markt gebracht

Besonders nach der Vereinigung der

beiden deutschen Staaten ist eine

Wiederauferstehung neoliberalen

Modelldenkens im Bildungswesen

festzustellen. Die von dieser Denk-

schule verbreiteten Stichworte „mehr

Markt – weniger Staat“, „Privatisie-

rung“ und „Kommerzialisierung“

signalisieren eine ordnungspolitische

Grundsatzdiskussion, die sich auf den

Bildungssektor, vor allem aber auf die

Weiterbildung negativ ausgewirkt hat. 

Problematische Tendenzen sind aus

unserer Sicht:

• Entstaatlichung: Angesichts der

Finanzkrise der öffentlichen Hand

und gleichzeitig anschwellender

Bürokratiekritik gibt es einen Rück-

zug von Bund, Ländern und Kom-
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munen aus der Verantwortung für

die Gestaltung des Weiterbildungs-

bereichs. Weiterbildung wird den

Regulationsmechanismen des Mark-

tes unterworfen. Sowohl die Sys-

temregulation über den Markt als

auch die resultierende Unterord-

nung des Bildungsbereichs unter

rein betriebswirtschaftliches Denken

weisen den politischen Gestaltungs-

möglichkeiten eindeutig nachran-

gige Positionen zu.

• Kommerzialisierung: Weiterbil-

dung wird zunehmend in ein priva-

tes Gut umgewandelt, zu dem der

Zutritt in stärkerem Umfang über

die Höhe der Einkommen reguliert

wird. An die Stelle einer Finanzie-

rung durch die öffentliche Hand

oder der Unternehmen tritt die

Finanzierung durch die Weiterbil-

dungsteilnehmer. Die internationa-

len Handelsabkommen regeln

zunehmend den weltweiten Handel

und die Dienstleistungen und brin-

gen in diesem Zusammenhang

ebenfalls die Weiterbildung auf den

Markt. Seit 1995 verhandeln die 

70 Staaten der Welthandelsorgani-

sation (WTO) Erweiterungen der

Freihandelsabkommen, u. a. das

General Agreement on Trade in

Services (GATS). Das Abkommen ist

bei Nichteinhaltung mit Sanktionen

verknüpft. Weiterbildung wird damit

Teil der Marktstrategien weltweit

agierender Bildungskonzerne. Zwar

stagnieren die Verhandlungen. Es

muss aber sichergestellt werden,

dass Bildung ein Bereich öffentlicher

Verantwortung bleibt.

• Individualisierung: Der Marktbe-

zogenheit entspricht die Individua -

lisierung der Adressaten. Einen 

veränderten Blickwinkel auf die

Weiterbildung hat die Diskussion

um selbstbestimmtes Lernen eröff-

net. So wird einerseits der Spiel-

raum für selbstbestimmtes Lernen

erweitert. Andererseits werden die

Lernenden mit Anforderungen an

die eigene Kompetenzentwicklung

konfrontiert, denen sie kaum ohne

professionelle Beratung und ein

erschwingliches Weiterbildungsan-

gebot gerecht werden können. Der

„Arbeitskraftunternehmer“ soll für

seine Weiterbildung ausschließlich

selbst verantwortlich sein und

selbst dafür aufkommen.

Ambivalent ist die Einbeziehung

informellen Lernens als gleichwertig

zu dem Kompetenzerwerb in forma-

len und nonformalen Lernformen.

Einerseits sind mit diesen Lernfor-

men emanzipative Entwicklungen

der Selbststeuerung verbunden,

andererseits deutet auch dieser

Ansatz auf das Risiko hin, Weiterbil-

dung und die gesellschaftliche Ver-

antwortung dafür allein dem Indivi-

duum zu übertragen.

• Projektorientierung: In zuneh-

mendem Maße werden Weiterbil-

dungsmaßnahmen in Projektform

durchgeführt. Projekte in der Wei-

terbildung bedeuten Einmaligkeit,

zeitliche Befristung und begründen

für das Personal keine dauerhafte

Erwerbstätigkeit. Die Kontinuität der

Arbeit wird ersetzt durch befristete

und diskontinuierliche Beschäfti-

gungsverhältnisse, die zumeist nicht

einmal minimalen Anforderungen

an ein Beschäftigungsverhältnis –

Sozialversicherungspflicht – entspre-

chen. Mit einer solchen Projektori-

entierung ist eine mittel- und lang-

fristige Angebotsplanung nicht

mehr möglich. Damit können keine
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Strukturen in der Weiterbildung

erhalten bzw. aufgebaut werden.

Was in einem Bundesgesetz 
geregelt werden muss

Stichwörter für strategische Handlungs-

felder der Weiterbildungspolitik, die

angemessene Strukturen für zuneh-

mende Lerninteressen und Zugänge

gewährleistet, sind: Beratung und

Information; Qualitätssicherung durch

Evaluation; Personal in der Weiterbil-

dung; Abschlüsse und Zertifizierung;

Kooperation der Akteure, Regionalisie-

rung in Netzen und Verbünden; Lern-

zeitverteilung; neue Lastenverteilung

zwischen öffentlicher Hand, Unterneh-

men und Individuen.

Grundsätzlich gehen wir dabei davon

aus, dass die bestehende Trennung

von allgemeiner und beruflicher Wei-

terbildung in der bisherigen Form

nicht aufrechterhalten werden kann.

Informations- und Kommunikations-

technologie sowie Wissensmanage-

ment haben die Grenzen zwischen

beruflicher und allgemeiner Bildung

zunehmend verwischt. Mathematik,

Naturwissenschaften, Mutter- und

Fremdsprachen sind zentrale Lernfel-

der in beiden Bildungsbereichen

geworden. Dem muss Weiterbildungs-

politik gerecht werden, indem sie die

strikten organisatorischen und inhaltli-

chen Trennungen dort beseitigt, wo

sie hinderlich für Lern erfolge sind.

• Lernzeiten: Die Vorstellung des

„lebenslangen Lernens“ ist nur zu

verwirklichen, wenn Lernen und

Arbeiten noch stärker als bisher

mitein ander verbunden, Lernzeiten

und Erwerbszeiten kombiniert wer-

den. Es müssen Lernchancen im

Rahmen der Arbeitsplanung und

Arbeitsorganisation und einer

umfassenden Zeitpolitik gesichert

werden.

• Finanzielle Ressourcen für Weiter-

bildung: Zentrale Voraussetzung für

Teilhabe an Weiterbildung sind aus-

reichend finanzielle Ressourcen. In

den letzten Jahren gewinnt die Ver-

schiebung der Ressourcenaufwen-

dungen hin zu den Teilnehmenden

an Bedeutung. Damit die Verfügbar-

keit über finanzielle Mittel nicht
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zum ausschlaggebenden Kriterium

für Teilhabe an Weiterbildung wird,

ist eine angemessene Lastenvertei-

lung zwischen öffentlicher Hand,

Unternehmen und Individuen sicher-

zustellen.

• Information und Beratung: Ein

wesentliches Hemmnis für die 

Weiterbildungsbeteiligung ist die

Unübersichtlichkeit der Lernwege

und Angebote. Angesichts der

Intransparenz der Weiterbildungs-

möglichkeiten ist es notwendig,

bessere Informationssysteme und

individuellere Weiterbildungsbera-

tung als öffentliche Aufgabe vorzu-

halten.

• Evaluation, Qualitätskontrolle:

Die überschwappende Diskussion

über „Qualität“ in der Weiterbil-

dung kann dazu genutzt werden,

Innovationsanstöße und Organisati-

onsentwicklung in Gang zu bringen.

Qualität muss gesichert werden im

Interesse der Adressaten und Teil-

nehmenden.

• Abschlüsse und Zertifikate: Die

Nachweise für gelungene Weiterbil-

dung und ihre Anrechenbarkeit auf

weiterführende Bildungsgänge sind

beschränkt. Damit im Rahmen der

Vergleichbarkeit europäischer Quali-

fikationen keine Entwertung deut-

scher Berufsabschlüsse erfolgt, muss

in einem nationalen Qualifikations-

rahmen (NQR) das Prinzip der Beruf-

lichkeit bewahrt werden. Es müssen

aber auch Formen gefunden wer-

den, die mit Validierungsverfahren

informelles Lernen dokumentieren,

bewerten und anerkennen.

• Personal in der Weiterbildung:

Eines der größten Risiken aktueller

Kürzungspolitiken ist die weitere

Verschlechterung und die Zerschla-

gung vorhandener Beschäftigten-

strukturen mit fatalen Konsequen-

zen für die Qualität der Angebote.

Dies ist hoch problematisch, da die

Qualität der Weiterbildung weitge-

hend von der Professionalität des

Weiterbildungspersonals abhängt.

Sowohl Verdienstmöglichkeiten,

soziale Absicherung als auch Ausbil-

dung und Rekrutierung des Perso-

nals sind ein Bereich von Unterent-

wicklung. 

• Kooperation und Koordination,

Netzwerke in der Region: Es gibt

Zehntausende von Weiterbildungs-

anbietern und Hunderttausende von

Kursen. Die Vielfalt der Anbieter

und ihrer Angebote wirkt wegen

ihrer Unübersichtlichkeit oft weiter-

bildungsverhindernd. Eine Regionali-

sierung der Bedarfsfeststellung und

Planung in der Weiterbildung mit

allen Beteiligten sowie eine Vernet-

zung und Kooperation kann zu

einem bedarfsgerechten, transpa-

renten Angebot führen. 

Aufgabe der Weiterbildungspolitik ist

es, die Defizite zu beseitigen. Die auf-

gezeigten Probleme können allerdings

nur durch ein abgestimmtes System

marktbezogener und staatlicher Ele-

mente gelöst werden.

Wir schlagen deshalb Bundesregelun-

gen für die Weiterbildung vor. Insbe-

sondere die im Folgenden benannten

sieben Handlungsfelder sollen im

Gesetz geregelt werden.
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Lernzeiten

Ausgangslage

Lernen beansprucht Zeit. Bei der Siche-

rung von Ressourcen für „lebenslanges

Lernen“ geht es auch um die Bereit-

stellung von Lernzeiten und deren Ver-

teilung über die gesamte Lebenszeit.

Das zu lösende Kernproblem ist die

Verteilung der finanziellen Belastungen

auf öffentliche Haushalte, Unterneh-

men und Lernende. Derzeit ist eine

Entwicklung festzustellen, die betrieb-

lich-berufliche Weiterbildungszeit in

die Freizeit zu verlagern, indem Kos-

ten- und Zeitteilungsmodelle in der

betrieblichen Praxis an Bedeutung

gewinnen. 

Relativ lautlos könnten so gegenwär-

tig verteilungspolitische Weichen

gestellt und ein Verteilungskonflikt

entschieden werden, bei dem auch in

diesen Sharing-Modellen unter dem

Deckmantel gerechter Lastenaufbrin-

gung der Zug vor allem in eine Rich-

tung zu fahren droht. Die Richtung

heißt Überwälzung der Kosten auf die

Beschäftigten, vor allem wenn man

die Tatsache der stagnierenden bzw.

zurückgehenden betrieblichen Inves -

titionen im Auge hat. Dabei besteht

vor allem die Gefahr der noch stärke-

ren Ausgrenzung der weiterbildungs-

fernen Beschäftigtengruppen.

Im Weiterbildungsbereich existieren

mit den Bildungsfreistellungsgesetzen

der Länder, Tarifverträgen und Betriebs-

vereinbarungen auf unterschiedlichen

Ebenen Regelungen zu Lernzeiten.

Diese Regelungen haben verschiedene

Reichweiten und Lücken. Wegen der

Bedeutung der Weiterbildung bedarf

es eines innovativen Lernzeitkonzepts,

das geeignet ist, die Weiterbildungs-

teilnahme für alle zu erhöhen.

Forderungen

1. Lernzeitansprüche ausbauen

Abhängig Beschäftigte haben einen

Anspruch auf mindestens fünf Tage

selbst gewählte Weiterbildung pro

Jahr, die nicht auf den Urlaub ange-

rechnet werden. Die Ansprüche kön-

nen kumuliert werden.

Die Ansprüche können in betriebli-

chen Lernzeitkonten dokumentiert

werden, in die auch Zeiten aus ande-

ren Anspruchsgrundlagen, wie tarif-

vertraglich oder auf betrieblicher

Ebene vereinbarte Lernzeitansprüche

sowie Zeitguthaben der Beschäftigten

aus Arbeitszeitkonten einfließen kön-

nen. Gewährleistet werden muss, dass

diese Lernzeit ausschließlich für selbst

gewählte Weiterbildung verwandt

wird. Um die Akzeptanz von Lernzeit-

konten bei den Beschäftigten zu erhö-

hen, müssen geeignete Insolvenzsiche-

rungsverfahren festgeschrieben

werden.

2. Rückkehransprüche absichern

Für eine persönliche berufliche Weiter-

bildung können sich abhängig Beschäf-

tigte für einen Zeitraum von bis zu vier

Jahren freistellen lassen, um z.B. einen

Schul- oder Hochschulabschluss nach-

zuholen, sofern mindestens eine

Betriebszugehörigkeit von fünf Jahren

gegeben ist. Sie haben einen Wieder-

einstellungsanspruch nach Ende bzw.

Abbruch der Maßnahme auf den vor-

herigen oder einen zumutbaren gleich-

oder höherwertigen Arbeitsplatz. Die-

ser ist bei vorher Vollzeitbeschäftigten

ein Vollzeitarbeitsplatz.

I I .  Regelungsbereiche eines Weiterbi ldungsgesetzes
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3. Lernzeiten auch für nicht

abhängig Beschäftigte schaffen

Menschen, die nicht abhängig beschäf-

tigt sind (z.B. Hausfrauen, Selbststän-

dige etc.) und an einer Weiterbildungs-

maßnahme teilnehmen, haben einen

Anspruch darauf, dass ihre Ausfallzei-

ten durch die öffentliche Hand finan-

ziert werden. Der Anspruch sollte auf

fünf Tage pro Jahr begrenzt werden.

Finanzierung

Ausgangslage

Eine erhebliche Erhöhung der Ressour-

cen für den Weiterbildungsbereich ist

die zentrale Voraussetzung für die Er -

stellung eines breiteren und verbesser-

ten Angebots und dessen Inanspruch-

nahme. Die Finanzierung der Weiter -

bildung ist in verschiedenen Bundes-

gesetzen und Landesgesetzen geregelt

und führt zu Überlappungen, aber auch

zu Lücken. Aufgrund der Heterogeni-

tät des Weiterbildungsbereiches kann

es die eine Weiterbildungsfinanzierung

nicht geben. Vielmehr bedarf es eines

Sets von Instrumenten für die verschie-

denen Weiterbildungssegmente, die

deutlich der öffentlichen Hand, den

Unternehmen und den Lernenden

zuzumessen sind. Dies widerspricht

nicht dem Gedanken eines einheitli-

chen, zukunftsfähigen Weiterbildungs-

systems für Deutschland. Wichtig ist

vielmehr, die Bereiche der Weiterbil-

dung nicht getrennt für sich stehen zu

lassen und einzeln zu reformieren,

sondern sie zu einem Gesamtkonzept

zu entwickeln, das nicht immer wieder

Lücken entstehen lässt.

Ein solches Gesamtkonzept für die 

Weiterbildungsfinanzierung betont die

öffentliche Verantwortung für lebens-

langes Lernen. Auch wenn dies keine

alleinige Finanzierungsverpflichtung der

öffentlichen Hand für alle Formen der

Weiterbildung bedeutet, so kommt man

um eine Aufstockung der öffentlichen

Mittel für Weiterbildung nicht umhin.

Die mangelhafte Finanzierung der Wei-

terbildung durch die öffentliche Hand in

unserem Land ist in internationalen Ver-

gleichen hinreichend festgestellt. Beson-

ders deutlich zeigt sie sich beim Abbau

der Mittel der Bundesagentur für Arbeit

für Weiterbildung, sie wird aber auch

sichtbar bei den Kürzungen der Länder

für die allgemeine Weiterbildung. 

Forderungen

1. Finanzierung der betriebli-

chen Weiterbildung sichern

Die Finanzierung der betrieblichen Wei-

terbildung ist Aufgabe der Unterneh-

men. Um sicherzustellen, dass die

Betriebe ausreichend Ressourcen für

Weiterbildung aufwenden, sind die

Tarifparteien aufgefordert, in allen

Branchen Weiterbildungsfonds einzu-

richten. Dies sollte in einem gesetzlich

vorgeschriebenen Rahmen branchen-

spezifischer Fondslösungen geschehen. 

In Branchen, in denen sich die Tarifpar-

teien nicht auf eine branchenspezifische

Lösung einigen können, und für Unter-

nehmen, die nicht tarifgebunden sind,

werden verwandte tarifliche Fonds -

lösungen auf gesetzlicher Grundlage

verpflichtend.

2. Finanzierung der individuellen

Weiterbildung gewährleisten

Alle Formen der individuellen Weiter-

bildung werden durch staatliche För-

dermaßnahmen für alle zugänglich

gemacht. Im Einzelnen bedeutet dies:

Die zweite Chance, d.h. das Nachholen

eines allgemeinbildenden Schulab-
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schlusses, muss jedem offenstehen.

Daraus ergibt sich, dass die öffentliche

Förderung des Lebensunterhalts und

der Bildungskosten als Zuschuss erfolgt.

Das Nachholen beruflicher Abschlüsse

oder eines Hochschulstudiums sollte

analog zum bestehenden BAföG geför-

dert werden. Im Sinne des lebenslan-

gen Lernens muss aber abweichend

hiervon die Altersgrenze deutlich nach

oben verschoben werden und die För-

derung familienunabhängig erfolgen.

Die Teilnahme an einer Aufstiegsfortbil-

dung wird wie bisher im AFBG durch

Zuschüsse und Darlehen gefördert.

Für alle weiteren individuellen berufli-

chen Weiterbildungsmaßnahmen wird

einkommensabhängig ein Darlehen

gewährt, dessen Rückzahlung sozialver-

träglich ausgestaltet wird, analog zu den

Rückzahlungsregelungen beim BAföG.

3. Weiterbildungsfinanzierung

für Erwerbslose ausbauen

Notwendig ist eine Neuausrichtung

der Förderung von Weiterbildung für

Erwerbslose durch die Bundesagentur

für Arbeit. Dabei geht es einerseits

darum, Aufgaben, die der Bundes-

agentur für Arbeit nach und nach in

ihrer Rolle als „Ausfallbürge“ für das

Bildungssystem zugewiesen wurden,

in die Zuständigkeit der Länder zu

überführen (z.B. Sprachkurse für Aus-

siedler, Nachholen von allgemeinbil-

denden Abschlüssen). Dieser Typ von

Aufgaben muss steuerfinanziert wahr-

genommen werden. Das Nachholen

von allgemeinbildenden Abschlüssen

z.B. sollte wie unter 2. beschrieben

finanziert werden, weil es sich um

eine originär staatliche Aufgabe der

Bildungsfinanzierung handelt. Weiter-

bildung für Erwerbslose und von

Erwerbslosigkeit bedrohte Beschäf-

tigte muss hingegen Kernaufgabe der

Bundesagentur für Arbeit bleiben und

durch eine solide Finanzierung auf der

Grundlage einer Beitragsfinanzierung

abgesichert sein.

Wir schlagen vor, das System der

Arbeitslosenversicherung umzugestal-

ten. Angestrebt wird eine Arbeitsversi-

cherung, die die bisherige Form der

Arbeitslosenversicherung ablöst. Das

impliziert die grundlegende Änderung

der Steuerungslogik: In Zukunft muss

die Nachhaltigkeit bei der Entwicklung

beruflicher Kompetenzen stärker im

Vordergrund stehen statt der schnellen

und kostengünstigen Integration in den

ersten Arbeitsmarkt. Hierzu werden die

bisherigen Beiträge zur Arbeitslosenver-

sicherung aufgespalten:

• Zwei Drittel des Beitrags dienen der

Absicherung des Arbeitsmarktrisi-

kos, aus dem das Arbeitslosengeld

gezahlt wird

• Ein Drittel des Beitrags dient der Bil-

dung eines Weiterbildungsfonds bei

der Arbeitsagentur. Er soll für die

Finanzierung präventiver und nach-

holender Weiterbildungsmaßnah-

men für von Arbeitslosigkeit

bedrohte Beschäftigte und Erwerbs-

lose eingesetzt werden

Bildungs-, Berufs- und 
Arbeitsberatung

Ausgangslage 

Bisher wurde in Deutschland keine

systematische flächendeckende Struk-

tur der Beratung für lebenslanges Ler-

nen aufgebaut, sondern sie war und

ist traditionell als Berufsberatung bei

der Bundesagentur für Arbeit angesie-



14

delt. Andere institutionelle Ansätze

sind im Wesentlichen auf bestimmte

Gebiete und Zielgruppen beschränkt,

z.B. Studienberatung in Hochschulen.

Das trägt dazu bei, dass private Bera-

tungsdienstleistungen an Terrain

gewinnen, zumal die BA ihre Bera-

tungstätigkeit im Zuge der Hartz-

Reformen und ihres internen Umge-

staltungsprozesses quantitativ und

qualitativ eingeschränkt hat. Diese

weitreichenden Veränderungen in der

Arbeits- und inzwischen auch Berufs-

beratung widersprechen den europa-

weit definierten Zielen von Beratung

und gefährden massiv die Qualität

und Akzeptanz der BA-Beratungsan-

gebote. Eine Umsteuerung ist nötig,

aber nicht ausreichend für ein flächen-

deckendes Beratungssystem. 

Forderungen

1. Beratung als öffentliche 

steuerfinanzierte Dienstleis-

tung absichern

Beratung für lebenslanges Lernen,

bzw. Beratung für Bildung, Beruf und

Beschäftigung muss als unabhängige

und öffentliche steuerfinanzierte,

kommunale Dienstleistung gesetzlich

verankert und flächendeckend für alle

Bürger ausgebaut werden.

Sie muss sowohl die Förderung der

Beschäftigungsfähigkeit (Employability),

die Vermeidung von Arbeitslosigkeit,

unterwertiger Beschäftigung und

Dequalifizierung wie auch die Ermög -

lichung der kulturellen und gesell-

schaftspolitischen Teilhabe der Men-

schen umfassen und soll alle Bildungs-

und Lebensphasen begleiten. 

Sie soll diskriminierungsfrei, kultur-

und geschlechtersensibel gestaltet

werden. Ausgangspunkt sind die Bil-

dungs-, Qualifizierungs- und Beschäf-

tigungswünsche der einzelnen Person,

ihre Neigungen und individuellen

Merkmale, Erfahrungen und Kompe-

tenzen. Andere Aspekte wie die Nach-

frage von Arbeitgebern, die Interessen

von Bildungsträgern, die Optik der

Vermittlungsstatistik oder die (kosten-

sparende) Vermeidung von Leistungs-

ansprüchen stehen dahinter zurück.

Die Rat suchende Person muss in jedem

Fall über die Realisierungschancen und

arbeitsmarktbezogenen Konsequen-

zen der einzelnen Alternativen infor-

miert werden und diese in ihren Ent-

scheidungsprozess einbeziehen. Dies

darf aber nicht dazu führen, dass

bestimmte Informationen und Bera-

tungsdienstleistungen vorenthalten

werden oder den Ratsuchenden

Unterstützung und Beratung verwei-

gert wird.

2. Beratung als flächendecken-

des Angebot mit abgesicher-

ter Qualität bereitstellen

Ein flächendeckender Ausbau der

Beratung erfordert, dass sich Bund

(einschließlich BA), Länder und Kom-

munen auf eine enge und institutio-

nell abgesicherte Abstimmung und

Vernetzung ihrer Beratungsangebote

verständigen. Die lokalen Netzwerke

von Beratung sollen bei weitgehen-

den, die regionalen Bedingungen

berücksichtigenden Gestaltungsmög-

lichkeiten in bundesweit festgelegte

Standards für Ausbau und Qualität

eingebunden sein. Hierzu gehören

z.B. Qualitätsstandards für Ausbil-

dung, Zugang und Methoden.
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3. Beratung als vernetztes 

Angebot organisieren

Staatliche Verantwortung und Finan-

zierung von Beratung muss nicht

zwangsläufig bedeuten, dass der

Staat Träger von Beratungseinrichtun-

gen sein muss. Aber Angebot, kosten-

loser Zugang und Qualitätsstandards

müssen staatlich garantiert werden,

da ein privat organisierter Markt von

Gebühren erhebenden Beratungsstellen

gerade die Zielgruppen nicht erreicht,

die eine solche Beratung besonders

benötigen. Soweit es bestimmte Ziel-

gruppenberatung gibt, soll diese mit

den allgemeinen Anlaufstellen für

Beratung vernetzt sein, sodass Parallel-

strukturen und Zuständigkeitsprob -

leme vermieden werden. Je nach ört -

lichen Bedarfen und Zielgruppen

sollen auch neue, unkonventionelle

institutionelle Lösungen für Bera-

tungs- bzw. erste Anlaufstellen

erprobt werden (z. B. betriebsnahe

Beratung, Jugendtreffs, spezielle Treff-

punkte etc.), um die Erreichbarkeit

und den Zugang zu erleichtern und

entsprechende Hemmschwellen abzu-

bauen. Regionale verbindliche Verein-

barungen über den flächendeckenden

Ausbau von Beratungsstellen sind

unabdingbar.

Qualitätssicherung

Ausgangslage

Nach wie vor sind Menschen, die sich 

in Deutschland weiterbilden, mit erheb-

lichen Qualitätsunsicherheiten und -risi-

ken konfrontiert. 

Zwar sind viele Schritte in die richtige

Richtung gemacht worden. So ist in

den letzten Jahren ein breites Spek-

trum von Qualitäts-Management-Sys-

temen entstanden: Neben universellen

und branchenunspezifischen Ansätzen

gibt es Lösungen, die speziell für den

Bildungs- bzw. Weiterbildungsbereich

gefunden wurden. Die Weiterbil-

dungseinrichtungen haben prinzipiell

die Möglichkeit, aus diesen Konzepten

jenes auszuwählen, welches den eige-

nen Bedürfnissen und Rahmenbedin-

gungen am besten entspricht, oder

sich aus Elementen bestehender Kon-

zepte zu bedienen, um ein maßge-

schneidertes, einrichtungseigenes

Qualitäts-Management-System (QMS)

aufzubauen.
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Durch das „Erste Gesetz für moderne

Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“

(2003) hat die Qualitätsdiskussion

zudem einen neuen Akzent erhalten.

Danach sind nicht mehr die Arbeits-

ämter für die Qualitätsüberprüfung

von Maßnahmeträgern und Maßnah-

men im SGB III-Bereich zuständig,

sondern sogenannte „fachkundige

externe Stellen“. Die Umsetzung ist

durch eine Durchführungsverordnung

geregelt worden, die 2004 unter der

Bezeichnung „Anerkennungs- und

Zulassungsverordnung – WB“ (AZWV)

in Kraft trat. Danach erfolgt die Zerti-

fizierung der Bildungseinrichtungen

durch fachkundige Stellen (Zertifizie-

rungsstellen), die ihrerseits eine Aner-

kennung durch die bei der Bundes-

agentur für Arbeit angesiedelte

Anerkennungsstelle benötigen.

Neben den einrichtungsseitig ausge-

richteten QM-Ansätzen hat nach wie

vor auch die Nachfrageseite als Quali-

tätsprüfinstanz einen hohen Stellen-

wert. Vor allem die Stiftung Waren-

test spielt dabei eine zentrale Rolle:

Sie überprüft stichprobenartig und

verdeckt Weiterbildungsveranstaltun-

gen und andere Bildungsdienstleis-

tungen. Die Testberichte sollen für

neuralgische Punkte der Veranstal-

tungsdurchführung sensibilisieren, 

als „Checkliste“ dienen und aufzei-

gen, welche rechtlichen Möglichkei-

ten im Falle von Qualitätsmängeln

ausgeschöpft werden können. Auch

die Einrichtungen profitieren von die-

sem präventiven Ansatz. Die bei den

Tests angelegten Kriterien und Stan-

dards können Anregungen und

Impulse setzen. Des Weiteren führen

auch private Medien und Organisatio-

nen derartige Tests durch oder brin-

gen Checklisten und Verbraucherhin-

weise in Umlauf.

Mittlerweile ist der Qualitätsentwick-

lungsprozess an einem Punkt ange-

langt, wo „vor lauter Bäumen der

Wald nicht mehr zu sehen ist“. Der

Vielfalt an Qualitätsmodellen steht

nun eine erneute Undurchschaubar-

keit für die Nachfrager gegenüber.

Notwendig ist daher, in Bundesrege-

lungen verlässliche Standards zu etab-

lieren, die Transparenz und Verbrau-

cherschutz gewährleisten.

Forderungen

1. Qualitätsansatz der BA 

verallgemeinern und 

stringenter gestalten

Die Regelungen der AZWV stellen aus

uns unserer Sicht als Rahmenansatz

eine akzeptable Form der Qualitätssi-

cherung für die gesamte organisierte

Weiterbildung dar. Damit werden nur

noch Weiterbildungseinrichtungen bei

Ausschreibungen berücksichtigt, die

zertifiziert sind. Die bestehenden

öffentlichen Qualitätsansätze sollten

jedoch harmonisiert werden, um Dop-
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pelarbeit bei den Einrichtungen zu 

vermeiden und die Transparenz für

den Bildungsteilnehmer zu erhöhen.

Zudem sollten die Beschäftigungsver-

hältnisse bei den Trägern als Kriterium

aufgenommen werden.

Die Agenturen für Arbeit sollen von

ihrer Kontrollfunktion mit Blick auf die

Durchführungsqualität (§ 86 SGB III)

entbunden werden, weil das System

sonst überdeterminiert bliebe mit

einer immanenten Neigung zur büro-

kratischen Schwerfälligkeit. Die fach-

kundigen Stellen nach § 2 AZWV

übernehmen diese Aufgabe ohnehin

und werden damit in ihrer Rolle

gestärkt. Die Qualitätsstandards für

die geförderte Weiterbildung in den

Rechtskreisen SGB II und III sollen ent-

sprechend diesem Ansatz vereinheit-

licht werden.

2. Adressatenorientierung und

Teilnehmerschutz stärken und

Nachfragemacht ausbauen

Trotz der häufigen Bekundungen von

Wissenschaft und Politik zur „Lerner-

und Teilnehmerorientierung“ spielen

die Lernenden in den Qualitätssiche-

rungsverfahren nur eine geringe und

nachgeordnete Rolle. Dringend nötig

ist eine stärkere Verankerung der Teil-

nehmerinteressen in den QM-Verfah-

ren.

Über die anbieterseitigen Anstrengun-

gen hinaus, wie die Beurteilung von

Kursen und Dozenten durch Teilneh-

mer, sollen die Aktivitäten der Stiftung

Bildungstest ausgeweitet werden, um

Schwachstellen aufzudecken und die

Position des Teilnehmenden zu stär-

ken. Im Besonderen sollen verstärkt

die Durchführungs- und die Ergebnis-

qualität ins Blickfeld gerückt werden.

3. Qualitätspolitik transparent

machen und wissenschaftlich

untermauern

Alle qualitätspolitischen Aktivitäten

sollen durch den Berufsbildungsbe-

richt dokumentiert werden. Dieser

muss vor allem enthalten: gelungene

Beispiele von qualitätsrelevanten Ent-

scheidungen, aufgefallene Mängel

und die Dokumentation der Testergeb-

nisse. Zusätzlich können internationale

Entwicklungen in diesem Feld darge-

stellt werden.

Die qualitätspolitischen Aktivitäten 

sollen durch eine Weiterbildungsfor-

schung untermauert und vorangetrie-

ben werden. Dabei muss auf die ein-

schlägigen und in dieser Thematik

eingeführten unabhängigen Institute

zurückgegriffen werden (z.B. BIBB,

DIE, DIPF).

Abschlüsse und Übergänge

Ausgangslage

Die Existenz eines Europäischen Quali-

fikationsrahmens (EQF) verlangt nach

einer Standardisierung der in Deutsch-

land eingeführten und gegenwärtig in

einem Reformprozess befindlichen

Formen beruflicher und allgemeinbil-

dender Abschlüsse in einem nationa-

len Qualifikationsrahmen (DQR). Er ist

auf transparent zu machende Lernpro-

zesse beruflicher Handlungskompe-

tenz, die Durchlässigkeit unterschied -

licher Bildungssegmente und die

internationale Vergleichbarkeit zur 

Förderung von Mobilität zu verpflich-

ten. Im Zentrum stehen das Konzept 

der Kernberufe und der Nachweis von

Kenntnissen, Fertigkeiten und Kompe-

tenzen.
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Dies hat Veränderungen in Art, Zeit

und Ort der bestehenden Erkennungs-,

Bewertungs- und Anerkennungsver-

fahren im Prozess des lebenslangen

Lernens zur Folge. Kompetenzen 

werden in Zwischenbilanzen nachge-

wiesen, die die zweite Chance zum

Einstieg ins Bildungs- und Beschäfti-

gungssystem erleichtern können. 

Unterschiedliche Abschlüsse und Lern-

wege sollen bei entsprechenden

Lösungsmodellen national und inter-

national in ihrer Anerkennung nicht

gleichartig, aber gleichwertig und

anschlussfähig sein. Für die Über-

gänge, also z.B. beim Zugang zur all-

gemeinen und beruflichen Weiterbil-

dung, zu den Fortbildungsberufen,

Umschulungen und zur Hochschule,

sind Verfahren notwendig, die neben

non-formalen (d.h. nicht in anerkann-

ten Bildungseinrichtungen, sondern

beispielsweise in privaten Kursen oder

im Betrieb erworbenen Zeugnissen)

und formal erworbenen Zertifikaten

auch informell erworbene, aber nicht

zertifizierte Kompetenzen aus Berufs-

erfahrung, Familientätigkeit (Kinder -

erziehung oder Elternpflege) und bür-

gerschaftlichem Engagement im

Ehrenamt für einen Wiedereinstieg in

eine Berufstätigkeit erfassen und aner-

kennen.

Die standardisierte und kompetenz -

basierte Dokumentation und Anerken-

nung von Lernwegen unterstützen das

Anliegen, den Nachweis von Lernzeiten

und Lernergebnissen zu optimieren.

Ermöglicht würde die systematisierte

Erfassung von allen in unterschiedli-

chen Lernkontexten erworbenen Kom-

petenzen. Die Entwicklung von Trans-

ferstrategien zwischen Bildungs- und

Beschäftigungssystemen sowie die

individuelle Steuerungskompetenz

bezüglich bildungs- und berufsbiogra-

fischer Entscheidungen können damit

verbessert werden. 

Forderungen

1. Berufliche Handlungskompe-

tenz beschreiben

Die europäische Diskussion um den

Qualifikationsrahmen, der sich insbe-

sondere an den Lernergebnissen ori-

entiert, sollte um die Darstellung von

Lernprozessen, die Dokumentation

von Lernzeiten und Nennung von

Lernorten erweitert werden. 

Mithilfe des Europasses und nationaler

Dokumentationssysteme wie dem Pro-

filPASS, Kompetenz-Reflektor, Job-

Navigator etc. sollen Kompetenzen

umfassend in einem Portfolio-Ansatz

dokumentiert werden, da diese Form

der Beschreibung beruflicher Hand-

lungskompetenz aussagefähiger ist 

als ausschließlich eine diagnostische

Messung von kognitivem Wissen und

die Vergabe von Leistungspunkten

(ECVET).

Im Zusammenhang mit der Diskussion

um den EQR soll das Konzept der

europäischen Kernberufe auf der

Grundlage der Erfahrungen mit dua-

len Ausbildungssystemen in Europa

(den Niederlanden, Dänemark, Öster-

reich, der Schweiz und Deutschland)

stärker genutzt werden, um Kompe-

tenzen umfassend zu beschreiben.

2. Zertifizierung von 

Kompetenzen erleichtern

Einrichtungen zur Beratung, Erfassung,

Validierung und Zertifizierung der in
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betrieblichen und außerbetrieblichen

Kontexten erworbenen Kompetenzen

sind gebührenfrei und in Verantwor-

tung von Staat und Sozialpartnern an

vorhandene Bildungseinrichtungen

anzubinden. Damit der Transferprozess

zwischen formal, non-formal und infor-

mell erworbenen Kompetenzen über

die Grenzen der Bildungs- und Beschäf-

tigungssysteme besser gelingt, müssen

aussagekräftige und den Wert der er -

worbenen Kompetenzen ausdrückende

Portfolioverfahren und Zertifikate ein-

gesetzt werden, die alle Prozesse des

lebenslangen Lernens unterstützen und

die Durchlässigkeit von unterschiedli-

chen Bildungs- und Beschäftigungsfor-

men verbessern.

3. Kompetenzerfassung 

nutzerfreundlich und verläss-

lich gestalten

Zur Einführung einer standardisierten

Kompetenzerfassung, -bewertung

und -anerkennung müssen in öffent -

licher Verantwortung die Verfahren

so angelegt sein, dass sie nutzerorien-

tiert sind und gleichzeitig europäi-

schen Validierungsgrundsätzen ent-

sprechen:

• Vertrauen und Verlässlichkeit durch

Verfahrensstandardisierung

• Sicherung der Datenschutzrechte

des Einzelnen

• Herstellung von Glaubwürdigkeit

und Legitimität durch gleichberech-

tigte Einbeziehung der Sozialpartner

• Verlässlichkeit durch Qualifizierung

und Zertifizierung des Beratungs-

und Bewertungspersonals

• Erleichterung des Zugangs durch kos-

tenlose Information, Beratung und

andere Formen der Unterstützung 

• Aufklärung durch Transparenz über

Ziele und Zwecke einer Validierung 

• Gleichwertigkeit aller Lernformen

für Bewertungs-, Anerkennungs-

und Zertifizierungsverfahren 

• Unabhängigkeit der institutionali-

sierten Prüfungszulassung von Lern-

wegen, Lernorten und Lernzeiten

• Garantie der Unparteilichkeit der

Bewertung

• Unterstützung durch den Einsatz

wissenschaftlicher Diagnose- und

Evaluationsverfahren

• Berücksichtigung der Ganzheitlich-

keit und Kompetenzbasierung von

Lernwegen in Abschlüssen
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Status, Qualifikation und
Professionalität des 
Weiterbildungspersonals

Ausgangslage

Für die Qualität des Weiterbildungsan-

gebots ist die Sicherung der Professio-

nalität des Personals ein wesentliches

Element. Die Weiterbildungsbranche

in Deutschland ist weitgehend privat-

wirtschaftlich organisiert und steht

derzeit unter einem massiven Deregu-

lierungsdruck durch die Bundesregie-

rung, die andererseits in programmati-

schen Reden lebenslanges Lernen als

eines der wesentlichen Standbeine des

Wirtschafts standorts Deutschland

beschwört.

Die Vergabe von Bildungsaufträgen in

diesem Bereich erfolgt seit den Hartz-

Gesetzen mit öffentlichen Ausschrei-

bungen nach Vergaberecht (VOL/A).

Dies hat einen ruinösen Wettbewerb in

Gang gesetzt. Das Bestreben, mög-

lichst kostengünstig anzubieten, hat zu

Druck auf die Arbeitsbedingungen wie

den Wegfall von Vor- und Nachberei-

tungszeit und zur Entstehung eines

neuen Typs des Pädagogen geführt,

dem pädagogischen Wanderarbeiter:

Er wandert mit dem Auftrag von

einem Bildungsträger zum nächsten

und verliert bei jedem Wechsel seines

Arbeitgebers während der auftragslo-

sen Zeit an Gehalt. Es gibt für qualifi-

ziertes Weiterbildungspersonal im

Gegensatz zum Bildungspersonal im

Schul- und Hochschulbereich keine

attraktiven Berufsperspektiven und

Ausbildungswege für Berufserfahrene.

Die Situation ist gekennzeichnet durch

Honorarverträge und befristete Ver-

träge, fehlende oder unzureichende

tarifliche Regelungen und gravierende

sozialversicherungsrechtliche Benach-

teiligungen für einen großen Teil der in

der Weiterbildung Beschäftigten.

Seiteneinstieg, qualifizierte Berufs- 

und Leitungserfahrung sind in der 

Weiterbildung erwünscht. Was jedoch

fehlt, ist eine Konzeption qualifizierter

Berufsbilder, in die sich diese wün-

schenswerten Zusatzqualifikationen

einpassen und anrechnen lassen. Zur

Etablierung einer Profession „Lehrer in

der Weiterbildung“ müssen daher ver-

stärkte Anstrengungen unternommen

werden.

Forderungen

1. Kriterien eines Berufsbildes in

der Weiterbildung entwickeln

Es müssen Qualifikationsstandards für

das Personal geschaffen werden, die

denen der anderen Bildungsbereiche

entsprechen. Dazu gehören z.B. ein

Hochschulabschluss und eine spezifi-

sche erwachsenenbezogene Lehr-,

Beratungs- und Planungskompetenz

sowie didaktisch-methodische Fähig-

keiten im Bereich Erwachsenenbildung

ebenso wie der Nachweis von Fach-

kompetenz.

Anzuerkennen ist auch derjenige, der

durch Vorlage von Zeugnissen oder auf

andere Weise glaubhaft macht, dass

Kenntnisse, Fertigkeiten und Erfahrun-

gen erworben worden sind, die eine

erfolgreiche Arbeit in der Weiterbildung

erwarten lassen. Dafür sind geeignete

standardisierte Verfahren zu entwickeln.

Diese Qualifikationsstandards für das

Personal sollten sowohl für das haupt-

amtliche Personal als auch für die

Honorarkraft und befristet Beschäf-

tigte gelten.
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Generell sollen Lehrkräfte als ständige

Ansprechpartner am Lernort zur fach-

lichen Beratung und zur Information

der Teilnehmer über Inhalte und Ziele

der Maßnahme zur Verfügung stehen.

2. Mindestlohn sichern

Um die Qualität der Weiterbildung

sicherzustellen, müssen Mindestlöhne

und Mindesthonorare für das pädago-

gische Personal festgelegt werden, die

eine Untergrenze für die Bezahlung

sichern. Der Begriff „pädagogisches

Personal“ umfasst dabei Ausbilder mit

Ausbildereignung, Meister, Lehrer/

-innen oder Sozialpädagogen.

Die Gewerkschaften haben gemein-

sam mit dem zuständigen Arbeitge-

berverband einen Antrag auf Auf-

nahme des Mindestlohn-Tarifvertrags

Weiterbildung in das Arbeitnehmer-

Entsende gesetz (ArbEntG) gestellt,

den sie 2007 abgeschlossen hatten.

Dieser Branchen-Tarifvertrag regelt

den Mindeststundenlohn von Verwal-

tungskräften und pädagogischem Per-

sonal sowie die Dauer des Jahresur-

laubs und ist für allgemeinverbindlich

zu erklären.

3. Beschäftigte in der Weiterbil-

dung tarifvertraglich absichern

In der Regel sollte die Beschäftigung

eines Dozenten in der Weiterbildung

im Rahmen eines Normalarbeitsver-

hältnisses ausgeübt werden. Honorar-

kräften ist entsprechende soziale Absi-

cherung zu gewähren (anteilsmäßige

Bezahlung von Renten-, Kranken- und

Arbeitslosenversicherung) sowie ein

Honorarsatz, der dem Einkommen der

Hauptamtlichen entspricht.

Die arbeitsrechtlichen Regelungen für

das Personal in der Weiterbildung sol-

len im Rahmen eines allgemeinver-

bindlichen Branchen-Tarifvertrages

festgelegt werden.

Verantwortung für die 
Weiterbildung – 
Regionalisierung ausbauen

Ausgangslage

Es gibt auf verschiedenen staatlichen

Ebenen Regulierungen unterschiedli-

cher Reichweite für die Weiterbildung.

Diese gilt es zu bündeln und in einem

mitbestimmten und partizipativen Sys-

tem miteinander zu verbinden.

Wenn man den Staat nicht alleine mit

der Steuerungsfunktion der Weiterbil-

dung betrauen will, ist es notwendig,

im Raum der kommunalen Selbstver-

waltung Formen öffentlicher Entschei-

dungsfindung und Planung zu institu-

tionalisieren. Wir gehen dabei davon

aus, dass die regionale Ebene sich

dafür besonders eignet, weil hier alle

Akteure unmittelbar betroffen sind.

Ziel ist es einerseits, den Diskurs unter-

schiedlicher Interessen zu organisieren,

und andererseits gemeinsame Prioritä-

ten zu finden.

Netzwerke erscheinen hier als das ge -

eignete Instrument. Über einzelne Ko -

operationsaktivitäten hinaus sind regio-

nale Netzwerke relativ kontinuierliche

Kopplungen der beteiligten Akteure. Sie

setzen auf kommunikative Beziehun-

gen, gemeinsame Ziele und Aktivitäten. 

An Beispielen lernender Regionen

zeigt sich, wie staatliche und private

Handlungsformen sich ineinander-

schieben oder eine Sphäre öffentlichen

Handelns entstehen kann, an der

staatliche Instanzen, kommunale

Selbstverwaltung, öffentlich-rechtliche



22

Körperschaften, Verbände und Organi-

sationen sowie private Akteure betei-

ligt sind. Für die Weiterbildung wären

solche regionalen Netzwerke zu verste-

tigen und institutionell zu festigen.

Es kann aber nicht darum gehen, alle

Verantwortung auf die kommunale

Ebene abzuwälzen. Notwendig ist

weiterhin eine Instanz auf Bundes-

ebene, die koordinierend und ausglei-

chend wirkt. Das Modell der Wirt-

schafts- und Sozialausschüsse (WSA)

ist durchaus eine interessante Platt-

form für den nationalen Dialog.

Wenn wir nicht neue Bürokratien auf-

bauen wollen, müssen bestehende

Dienstleistungs-, Beratungs- und Ent-

scheidungsstrukturen hierfür genutzt

werden. Dabei ist es unabdingbar und

politisch sinnvoll, die Bundesagentur

für Arbeit einzubeziehen.

Forderungen

1. Regionale Weiterbildungsräte

einrichten

Auf regionaler Ebene soll ein Netz-

werk der Akteure geschaffen werden,

das durch einen Weiterbildungsrat

repräsentiert wird. Dieser ist institu-

tionell bei den Kommunen (kreisfreie

Städte und Landkreise) anzusiedeln.

Der regionale Weiterbildungsrat wird

nicht Bestandteil der Aufbauorganisa-

tionen der Kommunen, sondern

direkt den Spitzen der kommunalen

Verwaltung zugeordnet. Die Finanzie-

rung der Arbeit des regionalen Wei-

terbildungsrats wird vom Bund in

Form einer Sockelfinanzierung für die

Pflichtaufgaben sichergestellt. Darüber

hinausgehende Aufgaben werden

vom Land oder den Kommunen

getragen.

Der regionale Weiterbildungsrat hat

folgende Aufgaben:

• Planung und Durchführung einer

mindestens einmal jährlich stattfin-

denden regionalen Weiterbildungs-

konferenz

• Abgabe von Handlungsempfehlun-

gen für die regionale Weiterbildungs-

planung und -durchführung

• Vorlage eines regionalen Weiterbil-

dungsberichts (alle drei Jahre)

Dem regionalen Weiterbildungsrat

gehören an:



23

• Vertreter der Kommunen (Vorsitz)

• Regionale Arbeitgeberorganisationen

oder deren Bildungseinrichtungen

• Gewerkschaften, die die Bildungs-

teilnehmer und die Beschäftigten

vertreten

• Institutionen der Weiterbildung wie

Volkshochschulen, Berufsschulen/

Kompetenzzentren als regionale

gesellschaftliche Instanzen sowie

Hochschulen

• Vertreter der freien Träger

• die regionalen Agenturen für Arbeit

• Darüber hinaus können beratend

und im Einvernehmen weitere rele-

vante Akteure einbezogen werden

Dem regionalen Weiterbildungsrat

wird eine Arbeitsstelle zugeordnet,

die für eine arbeitstechnische Absiche-

rung sorgt.

Beim regionalen Weiterbildungsrat

wird ferner ein Ombudsmann einge-

setzt, der als Ansprechpartner für die

Weiterbildungsteilnehmer dient.

Die regionale Politik der Weiterbil-

dungsräte wird von den Ländern

unterstützt, indem sie

• Landesgesetze zur Förderung der

Weiterbildung erlassen, die die regio-

nale Weiterbildungspolitik flankieren

• die Landesausschüsse für Berufsbil-

dung systematisch als Gremien für

die Aus- und Weiterbildung anlegen

und dort vorhandene Beratungs-

und Unterstützungskompetenz 

nutzen

• Stadt- und Landkreisen die Verwal-

tungskosten für Weiterbildungsräte

erstatten

2. Einen nationalen Weiterbil-

dungsrat schaffen

Um die Arbeit nicht nur auf regionaler

Ebene zu verbessern, ist auf der natio-

nalen Ebene ein nationaler Weiterbil-

dungsrat einzurichten. 

Leitidee für die Aufgaben und die

Zusammensetzung des nationalen

Weiterbildungsrates soll die Struktur

der Wirtschafts- und Sozialausschüsse

auf europäischer Ebene sein, wie sie in

Art. 257 des EU-Vertrages beschrieben

ist. Damit schließt der nationale Wei-

terbildungsrat an Aufgaben und

Zusammensetzung der regionalen

Weiterbildungsräte an.

3. Bundesagentur für Arbeit 

als Dienstleistungsstelle für

den gesellschaftlichen Dialog

umbauen

Die Bundesagentur für Arbeit soll eine

aktive Steuerungsaufgabe in der Wei-

terbildung übernehmen, die auch prä-

ventiv orientiert ist. Dazu muss sie ent-

schieden umgebaut und ausgeweitet

werden. Denn bisher sind der Bundes-

agentur für Arbeit weder per Gesetz

noch durch Vorgaben der Politik Steue-

rungsaufgaben für das gesamte Feld

der beruflichen Weiterbildung übertra-

gen worden. Zwangsläufig gibt es des-

halb auf allen Handlungsebenen der

Bundesagentur, also auf der Bundes-

und Landesebene und vor Ort in den

regionalen Agenturen, keine entspre-

chenden Strukturen oder Aktivitäten.

Diese Abstinenz hat zu einem extremen

Rückgang der Weiterbildung geführt.

Im Rahmen eines Neuanfangs soll die

Bundesagentur für Arbeit Dienstleis-

tungsstelle für den gesellschaftlichen

Dialog im nationalen Weiterbildungs-

rat werden. Ziel ist es, die Wirtschafts-,

Arbeitsmarkt- und Weiterbildungspoli-

tik besser zu koordinieren.
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I I I .  Fünf Fragen und Antworten zur  Relevanz 
von Bundesregelungen für  die  Weiterbi ldung

Was ist aus dem Koalitions-
vertrag geworden: Machen
Qualifizierungsinitiative und
Weiterbildungsallianz das
Gesetz nicht überflüssig?

Im Koalitionsvertrag 2005 wurde eine

große Bildungsoffensive vereinbart. Bil-

dung sei ein Schlüsselfaktor für die

Zukunft unseres Landes, aber auch für

die Chancen jedes einzelnen Men-

schen. Weiterbildung sollte gar zur

vierten Säule des Bildungssystems wer-

den. Angekündigt wurde, mit bundes-

einheitlichen Rahmenbedingungen

eine Weiterbildung mit System zu

etablieren. Was passierte dann in den

folgenden drei Jahren? Von den im

Regierungsprogramm genannten Vor-

haben Bildungsberatung, Benachteilig-

tenförderung, Bildungssparen und Bil-

dungszeitkonten hat die Koalition

bisher nur einen Gesetzesentwurf zum

Weiterbildungssparen auf den Weg

gebracht. Das Bildungssparen dient

dazu, die Nachfrageseite bei der Wei-

terbildung finanziell zu fördern, jedoch

kann der Effekt als geringfügig einge-

schätzt werden. In dem von Bundesbil-

dungsministerin Schavan ins Leben

gerufenen Innovationskreis Weiterbil-

dung wurde viel geredet und geschrie-

ben. Die im Frühjahr 2008 veröffent-

lichten Empfehlungen flossen in die

„nationale Qualifizierungsinitiative“

ein. Der Innovationskreis Weiterbil-

dung benennt zehn Entwicklungsfel-

der:  

1. Motivation und Verantwortung

stärken 

2. Anerkennung und Akzeptanz für

das Lernen im Lebenslauf vertiefen 

3. Durchlässigkeit und Verzahnung

der Bildungsbereiche ermöglichen 

4. Transparenz und Qualität sicher-

stellen; Bildungsberatung aus-

bauen 

5. Integration durch Bildung verbes-

sern 

6. Lernen zwischen den Generatio-

nen: Potenziale ausschöpfen 

7. Das Lernen in der Zivilgesellschaft

fördern 

8. Das Lernen in Unternehmen aus-

bauen – Hightech und Weiterbil-

dung verbinden 

9. Lernen in der Region

10. Lernen ohne Grenzen

Dies sind zweifellos zentrale Entwick-

lungsfelder, die auch wir aufgreifen.

Die Empfehlungen des Innovationskrei-

ses bleiben allerdings weitgehend in

der Luft schwebend, weil finanzielle

und juristische Instrumentarien ausge-

blendet bzw. vermieden werden.

Wesentliche Lücken bestehen in der

Frage, wie die Vorschläge verwirklicht

werden sollen und vor allem welcher

gesetzlichen Regelungen es bedarf.

Dementsprechend sind die Vorhaben

der Regierung im Rahmen der Qualifi-

zierungsinitiative einzuschätzen. Nach

wie vor wird kein konkreter Aktions-

plan vorgelegt, wie die tiefe Krise der

Weiterbildung überwunden werden

kann und wie nachhaltige Strukturen

geschaffen werden können. Im Gegen-

teil: Die Krise der Weiterbildung, die

katastrophalen Einbrüche sind noch

nicht einmal konstatiert worden, die

prekäre Lage vieler Beschäftigter in der

Weiterbildung bleibt unerwähnt. Am

Innovationskreis beteiligte Akteure in

der Weiterbildung haben vergeblich

darauf gedrungen, eine umfassende

Bestandsaufnahme der Situation in der

Weiterbildung vor dem Hintergrund
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der Analysen und der Ergebnisse der

Expertenkommission 2004 sowie der

Anhörung im Bundestag 2006 aufzu-

nehmen. Statt der Einführung eines

dringend nötigen Erwachsenen-BAföGs

sind lediglich einige Verbesserungen im

AFBG (Meister-BAföG) vorgesehen.

Mit den Kernpunkten aus Schavans

Plan, nämlich 

• dem Ausbau regionaler Strukturen,

• einer Weiterbildungsallianz von

Bund, Ländern, Kommunen und

Sozialpartnern mit dem Ziel der

Erhöhung der Weiterbildungsbetei-

ligung auf 50% sowie

• der Unterstützung der kleineren

und mittleren Unternehmen

werden zwar verschiedene Reform-

baustellen eröffnet, die in einigen

Punkten positive Effekte für die Wei-

terbildungsentwicklung haben kön-

nen. Sie drohen aber ins Leere zu lau-

fen, wenn sie nicht eingebettet sind in

eine umfassende Strategie für ein

neues Weiterbildungssystem. Die

Architektur des Gesamthauses ist in

Schavans Plan nach wie vor nicht

erkennbar.

Mehr als 30 Jahre nach der Forderung

des Deutschen Bildungsrats, die öffent-

liche Verantwortung für die Weiterbil-

dung auszubauen, und angesichts der

langen bildungspolitischen Tradition,

die die Forderung für Bundesregelun-

gen in der Weiterbildung hat, fällt die

Große Koalition hinter ihre eigene

Koalitionsvereinbarung zurück. Die

Aufforderung der Fraktionen von

CDU/CSU und SPD an die Bundesregie-

rung vom März 2008, „zu prüfen, ob

die Weiterbildung mit bundeseinheit -

lichen Rahmenbedingungen systema-

tischer gefördert werden kann“ (vgl.

Drs. 16/8380 März 2008), ist mehr als

dürftig.

Die gewerkschaftliche Initiative wird

deshalb das Reformbündnis weiter

mobilisieren, um öffentlichen Druck

auf die Politik zu erzeugen.

Reicht das von der Bundes-
regierung vorgesehene 
Bildungssparen nicht aus?

Bildungssparen wird in vielen Ländern

als ein Instrument angesehen, den

Wechselfällen des lebenslangen Ler-

nens besser begegnen zu können.

Allerdings ist unter Fachleuten unbe-

stritten, dass es nur mit massiver staat-

licher Förderung geeignet sein kann,

bildungsferne Schichten und Gering-

verdiener an Bildung heranzuführen.

Erfüllt der Gesetzesentwurf der Bun-

desregierung diese Bedingung? 

Der Gesetzesentwurf zum Bildungs-

sparen enthält im Kern drei Elemente: 

• Eine Weiterbildungsprämie in Höhe

von 50% der Weiterbildungskos-

ten, maximal 154 € für Einkom-

mensgruppen mit bis zu 17.900 €

(alleinstehend) bzw. 35.800 € (ver-

heiratet) zu versteuerndem Jahres-

einkommen

• Das Vermögensbildungsgesetz

(VermBG) wird um die Möglichkeit

ergänzt, zum Zwecke der beruf -

lichen Weiterbildung aus dem

Ansparguthaben vor Ende der Bin-

dungsfrist Entnahmen vorzuneh-

men, ohne dass die Arbeitnehmer-

sparzulage entfällt. Die öffentliche

Förderung erfolgt entsprechend

durch eine Arbeitnehmersparzulage
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für Beschäftigte, deren zu versteu-

erndes Einkommen 17.900 € bei

Alleinstehenden und 35.800 € bei

zusammen veranlagten Ehepaaren

nicht übersteigt 

• Ein Weiterbildungsdarlehen kann

unabhängig von der Höhe und der

Form des Einkommens in Anspruch

genommen werden. Damit soll

auch die Finanzierung längerer und

damit teurerer Maßnahmen ermög-

licht werden

Ansätze dieser Art haben sich aber

bereits in der Vergangenheit als unge-

eignet erwiesen, Menschen zu Weiter-

bildung zu bewegen, für die die Teil-

nahme an Bildungsmaßnahmen eine

außerordentliche Anstrengung bedeu-

tet, weil sie das Lernen nie gelernt und

nie Freude am Lernen empfunden

haben. Wir wollen deshalb ein Gesetz,

das die öffentliche Verantwortung für

Weiterbildung in den Vordergrund stellt

und die finanziellen Anreize für bil-

dungsferne und geringverdienende

Menschen drastisch anhebt. Die vorge-

sehene obligatorische Bildungsbera-

tung bei Inanspruchnahme der öffent -

lichen Förderung ist zwar prinzipiell zu

begrüßen. Allerdings ist es notwendig,

dass sie vollständig öffentlich finan-

ziert und mit einem Volumen ausge-

stattet wird, das eine echte Beratung

ermöglicht. Der vorgesehene Betrag

von 20 € pro Beratung ist hierfür deut-

lich zu niedrig angesetzt.

Das größte Problem bei diesem Geset-

zesentwurf besteht aber darin, dass er

keinen nennenswerten Beitrag dazu

leistet, Weiterbildung als vierte Säule

des Bildungssystems auszubauen. Die

heterogene Weiterbildungslandschaft

wird „bereichert“ um einige nachfrage -

orientierte Instrumente. Eine Gesamt-

strategie ist nicht erkennbar. So wer-

den die vorgeschlagenen Instrumente

nicht im Zusammenhang mit anderen

Weitebildungsformen und Förderin-

strumenten diskutiert. Die betriebliche

Weiterbildung wird ebenso wie die all-

gemeine und politische Weiterbildung

ausgeklammert. Das vorgeschlagene

Bildungssparen stellt daher keine

Alternative zu einem Bundesgesetz 

für die Weiterbildung dar. Bestenfalls

wäre es ein „Sahnehäubchen“ inner-

halb von Bundesregelungen. 

Warum brauchen wir 
mehr Strukturpolitik in 
der Weiterbildung?

Wer die Weiterbildung in Deutschland

voranbringen will, muss eindeutige

Kompetenzstrukturen in dieser „vier-

ten Säule des Bildungssystems“ schaf-

fen. Die bisherige Politik, das Thema

weitgehend einem öffentlichen Dis-

kurs zu entziehen und fast ausschließ-

lich privatwirtschaftlichen Interessen

zu überlassen, hat Deutschland zu

einem Entwicklungsland in Sachen

Weiterbildung gemacht. Die Fortset-

zung dieser Politik der Nichteinmi-

schung verursacht immer mehr unein-

holbare Nachteile.

Wir organisieren Lernen zergliedert

in unterschiedlichste Zuständigkeiten:

Schulen, Betriebe, Bildungseinrichtun-

gen und Hochschulen – weitgehend

unabhängig voneinander. Es fehlt an

eindeutiger Festlegung der Verant-

wortlichkeiten und der Rollenbeschrei-

bung der Akteure, wie sie im Berufs-

bildungsgesetz für die Ausbildung

vorbildlich geregelt sind. Dies ist einer

der Gründe, warum im Weiterbil-
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dungsbereich Reformprozesse sehr

mühsam sind und nur langsam voran-

kommen.

Von der unzureichenden Gesamtver-

antwortung ist auch die Entschei-

dungsebene berührt. Es stellt sich die

Frage: Wie kann die Planung, Durch-

führung und Auswertung von Weiter-

bildung besser als bisher von den Ler-

nenden selbst, von den Unternehmen,

Interessenorganisationen und Verbän-

den, der kommunalen Selbstverwal-

tung oder staatlichen Instanzen beein-

flusst werden? 

Juristisch spiegelt sich die Desintegra-

tion der Weiterbildungsbereiche in

einer zersplitterten Zuständigkeit für

verschiedene Rechtsbereiche wider. 

So ist z.B. der Bund für die berufliche

Weiterbildung zuständig und die Län-

der sind für die allgemeine und politi-

sche Weiterbildung verantwortlich. 

Weiterbildung ist wie die berufliche

Erstausbildung eine gemeinsame Auf-

gabe der Arbeitnehmerinnen und

Arbeitnehmer, der Arbeitgeber, der

Gewerkschaften und der Politik. Des-

halb ist eine rechtliche Basis zu schaf-

fen, die systembildend wirkt, gemein-

same Aktionen und die regionale

Kooperation fördert. Nur durch einen

verstärkten und gezielteren Einsatz

öffentlicher Mittel sowie durch regio-

nalisierte und kooperative Entschei-

dungsfindung können bessere

Ansätze für die Ressourcenaufbrin-

gung und -sicherung für Weiterbil-

dung in stärkerer öffentlicher Verant-

wortung gefunden werden, die

Synergie und Effizienz sichern.

Man muss sich allerdings vor der Illu-

sion hüten, mit einem Bundesgesetz

zur Weiterbildung sei alles zu klären.

Dennoch: Ein wichtiger Punkt wäre

damit gesetzt – es würde eine Arena

definiert und die Spielregeln der

Akteure würden verbindlich festge-

legt. Neue Entwicklungshorizonte und

-perspektiven würden entstehen, um

so aufbauende, weitere Schritte für

eine neue Weiterbildungskultur zu

ermöglichen. Hierzu gehört auch die

stärkere Verzahnung der Weiterbil-

dung mit den anderen Bildungsberei-

chen Schule, Berufsausbildung und

Hochschule.

Können Tarifverträge und
betriebliche Vereinbarungen
den Ausbau der Weiterbil-
dung nicht besser voranbrin-
gen als ein Bundesgesetz?

Tarifverträge und Bundesregelungen

für die Weiterbildung sind keine alter-

nativen Problemlösungen. Sie ergänzen

sich vielmehr. Tarifverträge können eine

viel stärkere Wirkung entfalten, wenn

sie in ein gesetzlich verankertes Weiter-

bildungssystem eingebettet sind.

Ein neues Weiterbildungssystem kann

nur vom Staat, den Tarifvertragsparteien

und den Betrieben gemeinsam gestaltet

werden. Eine Weiterbildungsoffensive

ist keine Sache des einzelnen Betriebes,

des Staats allein und schon gar nicht

des Einzelnen, sondern eine gesamtge-

sellschaftliche Aufgabe. Das heißt: Wir

brauchen Aktivitäten, die nicht im Sinne

von Verschiebebahnhöfen substituier-

bar sind, sondern sich gegenseitig

ergänzen und unterstützen: 

• eine innovative betriebliche Weiter-

bildungspolitik, die dem Bedeu-

tungszuwachs und der Neupositio-

nierung der Kompetenzentwicklung
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im Betrieb gerecht werden,

• mehr Tarifverträge und Betriebs -

vereinbarungen und

• ein Bundesgesetz für die Weiter -

bildung.

Selbstverständlich gibt es mittlerweile

einen breiten Konsens in den Gewerk-

schaften darüber, dass die betriebliche

Weiterbildung Rahmenbedingungen

braucht und mit Tarifverträgen ver-

bindliche Ansprüche für die Beschäf-

tigten geschaffen werden müssen.

Wenn die betriebliche Weiterbildung

bisher ein regulierungsfreier Raum

geblieben ist – nach einer Untersu-

chung der Universität Duisburg und

des WSI vollzieht sich die Weiterbil-

dung in nur 5% aller Unternehmen

auf der Basis von Tarifverträgen und 

in nur 28% existiert eine mehr oder

weniger explizite verbindliche Grund-

lage dafür –, dann ist es eine Zukunfts-

aufgabe, Weiterbildung zu einer

Kern aufgabe qualitativer Tarifpolitik

zu machen.

Handlungsbedarf besteht aber auch bei

den Akteuren im Betrieb. Laut einer

IAB-Studie sind die Weiterbildungspra-

xis und die Teilnahmemöglichkeiten für

die Beschäftigten dort besser, wo die

Betriebs- und Personalräte sich engagie-

ren. Sie müssen sich zu Promotoren der

Personal- und Organisationsentwicklung

im Betrieb entwickeln können. Denn

sowohl die Füllung tarifvertraglicher

Vorgaben als auch die bessere Nutzung

der betriebsverfassungsrechtlichen Mög -

lichkeiten sind auf betrieblich durchset-

zungsfähige Akteure angewiesen.
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Erforderlich sind unterstützende Struk-

turen. Es geht darum, die Hemmnisse

und Widerstände zu überwinden, die

Betriebs- und Personalräte nach wie

vor eher zu reaktiven statt aktiven

Interventionen in ein betriebliches

Weiterbildungsgeschehen veranlassen,

das sich quantitativ und qualitativ

europaweit unverändert im unteren

Mittelfeld bewegt.

Alle Aktivitäten auf der tariflichen und

betrieblichen Ebene ersetzen jedoch

keinesfalls eine aktive öffentliche Wei-

terbildungspolitik, wie wir sie aus ande-

ren europäischen Ländern kennen. Die

Gewerkschaften sehen dafür dringen-

den Handlungsbedarf. In einem Bun-

desgesetz soll der Staat Spielregeln for-

mulieren und Impulse setzen für den

langfristig nachhaltigen Ausbau der

Weiterbildung. Der chaotische, z.T.

wildwüchsige und unübersichtliche Bil-

dungsbereich braucht mehr öffentliche

Verantwortung für ein Recht auf Wei-

terbildung, für Lernzeiten, Finanzierung,

mehr Beratung und Transparenz, für

bessere Qualitätssicherung sowie für

Abschlüsse und Zertifizierung. Dabei

können die Erfahrungen eines gesell-

schaftlich geregelten und gesteuerten

Systems von Weiterbildung und Wei-

terbildungsfinanzierung wie z.B. in

Frankreich für die deutsche Diskussion

deutlich machen, dass umfassende

gesellschaftliche Regelungen von Wei-

terbildung auch in marktwirtschaftli-

chen Gesellschaften durchaus sinnvoll

und zweckmäßig sind. Und die Tatsa-

che, dass in Frankreich abwechselnd die

Sozialpartner mit Tarifverträgen und der

Staat mit Gesetzen oder Gesetzesnovel-

len die Initiative ergriffen haben, ist

aufschlussreich, wenn wie in Deutsch-

land beide Formen der Regelung oft

als Alternativen gesehen werden.

Welche Bedeutung 
hat die Anerkennung des 
informellen Lernens?

Neben anderen Impulsen ist im Rah-

men europäischer Aktionslinien zum

lebenslangen Lernen zunehmend das

informelle Lernen in seiner Verflech-

tung mit dem organisierten Lernen 

ins Blickfeld geraten. Zur Kenntnis

genommen und einzuordnen versucht

wird das informelle Lernen im Kontext

des Kompetenzerwerbs, des selbst

gesteuerten Lernens und der Berufs -

erfahrung. Ausführungen zu seiner

zunehmenden Bedeutung finden sich

bereits in der Bildungsberichterstat-

tung, in Kinder- und Jugendberichten,

in Berufsbildungsberichten sowie im

Berichtssystem Weiterbildung.

Aufgrund eines noch unsicheren

Begriffsverständnisses von informellem

Lernen wird meist auf die Definition

der Europäischen Kommission Bezug

genommen, die Lernprozesse folgen-

dermaßen unterscheidet:

• Formales Lernen findet üblicher-

weise in Bildungseinrichtungen

(Schulen, Universitäten etc.) statt

und ist in Bildungsgängen organi-

siert; es ist in Bezug auf Lernziele,

Lernzeit und Lernförderung struk-

turiert; die Lernleistungen werden

geprüft, bewertet und zertifiziert

• Non-formales Lernen (Kurse im

außerschulischen Bereich) ist aus

der Sicht des Lernenden wie das

formale Lernen zielgerichtet. Es ist

systematisch auf Lernziele, Lern-

dauer und Lernmittel angelegt, fin-

det nicht in staatlichen Bildungs-

und Berufsbildungseinrichtungen
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statt und wird im strengen Sinne

nicht zertifiziert

• Informelles Lernen ist in der Regel

ein beiläufiges Lernen im Prozess

der Arbeit, im sozialen Umfeld und

in der Familientätigkeit, das auch

nicht zertifiziert wird, aber im

Selbstverständnis der Lernenden

auch zielgerichtet sein kann

In der öffentlichen Debatte werden

einerseits positiv Freiheiten der sub-

jektorientierten Selbstbestimmtheit

des Lernens als emanzipativ bewertet

und die Anerkennung aller Formen

des Lernens wird als konstruktiv gese-

hen. Andererseits wird eingewandt,

dass die Forcierung der Diskussion um

informelles Lernen ein Versuch sei,

Lernverantwortung im Rahmen von

Weiterbildungsbemühungen immer

mehr aus dem Raum der öffentlichen

und betrieblichen Verantwortung auf

das Individuum zu verlagern. Hier lie-

gen Risiken und Chancen für Erwerbs-

fähige, die weder wissenschaftlich

noch pädagogisch-praktisch in ausrei-

chendem Umfang ausgelotet sind. Es

spricht nach momentanem Kenntnis-

stand einiges dafür, dass Personen aus

bildungsfernen Schichten bei zu gerin-

ger institutioneller Bildung informell

die Benachteiligung nicht abbauen

können. Andererseits können die vor-

handenen Bildungspotenziale den

Betroffenen bewusster und für Bil-

dungsberatung transparenter gemacht

werden.

Eine Anerkennung und Bewertung

informellen Lernens ist hilfreich bei der

Wiedereingliederung in den Arbeits-

markt, etwa nach längeren Familien-

zeiten. Im Personal- und Wissensma-

nagement der Wirtschaft haben z.B.

soziale und kommunikative Kompe-

tenzen aus dem sozialen Umfeld und

aus der Berufserfahrung schon länger

Formen der Bewertung und Anerken-

nung gefunden: beispielsweise mit

Regelungen zum Bewährungsaufstieg

und zum Entgelt in Tarifverträgen,

über Voraussetzungen für Externen-

prüfung und Fortbildungsberufe.

Ihnen allen ist gemeinsam, dass sie

keinen einheitlichen Standards der

Dokumentation und Anerkennung fol-

gen. Zur Aufwertung des informellen

Lernens und zur Schaffung objektiverer

Bewertungsmaßstäbe ist ein verstärk-

ter Forschungsaufwand notwendig,

der u.a. Standards entwickelt für 

• Validierungsverfahren zur besseren

Verkoppelung von formalem, non-

formalem und informellem Lernen, 

• Weiterbildungsberatung und 

-begleitung in öffentlicher Verant-

wortung sowie

• Transparenz und Durchlässigkeit

der unterschiedlichen Bildungs- und

Beschäftigungsbereiche durch kom-

petenzbasierte Dokumentationssys-

teme. 

Für ein Weiterbildungsgesetz sind die

Konsequenzen und die Bedeutung der

verschiedenen Lernformen aufgrund

der ergebnisoffenen Diskussion nur

begrenzt einschätzbar. Wir haben

daher darauf verzichtet, informelles

Lernen in allen Regelungsbereichen

explizit aufzunehmen.
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Was ist  die  Init iat ive Bundesregelungen 
für  die  Weiterbi ldung? 

Die Initiative setzt sich für einen umfassenden Ausbau der Weiterbildung in Deutschland

ein. Dieses Ziel wird zwar von allen geteilt – konkret getan wird aber viel zu wenig. Das soll

anders werden: Die Gewerkschaften ver.di, IG Metall und GEW fordern ein Bundesgesetz für

die Weiterbildung, um die Weiterbildungschancen der Menschen und die Bedingungen

umfassend zu verbessern. Bereits 2000 haben wir Vorschläge für Bundesregelungen in der

beruflichen Weiterbildung veröffentlicht, die von zahlreichen Persönlichkeiten aus Politik,

Wissenschaft, Verwaltung, Bildungsträgern, Bildungsinstitutionen, Betriebs- und Personal -

räten sowie Gewerkschaftern unterstützt wurden. Seitdem geben wir regelmäßig Publika-

tionen zu weiterbildungspolitischen Themen heraus.

Mit der Broschüre „Notstand: Weiterbildung in Deutschland – Wir brauchen mehr öffentliche

Verantwortung“ stellen wir unser neues Konzept für Bundesregelungen in der Weiterbil-

dung vor. 


